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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.02.2019
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Grundrechte

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhullungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhillungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhillung in der Offentlichkeit
verboten wurde. Der Prasident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen fur die bevorstehende Abstimmung
Uber das schweizweite Verhullungsverbot. Bundesprasident Berset gab demgegenuber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere - dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhillung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefahrdung
fur die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz liber das
Gesichtsverhiillungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP - ihres Erachtens nehme der bundesratliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst - auch die Griinen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhéltnismassig und unnttz, da Noétigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schirten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevolkerung. Auf der anderen Seite
begrisste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstitzten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Wahrend sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhillungsverbots winschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab - dies liege in der Kompetenz der Kantone - und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Flr gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behdordenkontakt. Dieser Teil des bundesratlichen Vorschlags war - neben der
Feststellung, es sei richtig, der |Initiative Uberhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten - auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstitzte. In allem, was darlber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
befurworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benoit Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiose
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man durfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes fur die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenlber einer
religiosen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
offentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Birgerschaft vereinbar sei. Der
bundesratliche Gegenvorschlag tauge demnach gemass Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls flir ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtlander Stadnderatin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt flr die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Losung, hoffte sie, kdnnte die Abstimmung
Uber die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevolkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
werde, wie sie der «Tribune de Genéeve» erklarte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
gentgend Uberzeugend fand, um den zégernden Teil der Wahlerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Notigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stucken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wére hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.

Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 19.05.2019
KARIN FRICK

zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als beflrwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grunen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesratlichen Gegenvorschlag ab.
Ihrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst Uber die Frage des Verhullungsverbots
entscheiden kénnen beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegentber dem geltenden Recht. Demgegenlber unterstitzten die Ubrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklarten, dass dieser sogar noch weiter gehen dirfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Rucksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort 16se, wo sie auftraten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Wahrend
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der |Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resimierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos». '

Innere Sicherheit

Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevolkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am hochsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zirich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am
hochsten und - nebst dem Tessin - in den landlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Blindner Stdtéalern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflirworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal fur die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in  Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegenlber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan flr den Kampf gegen die Personenfreizigigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse wéren kinftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fur ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekdmpft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Uberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.

Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdrdigkeit als ehemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Geneve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schlisselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwurdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesréatin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019
Beteiligung: 43.9%

Ja: 1'501'880 (63.7%)

Nein: 854'274 (36.3%)

Parolen:
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 31.12.2014
MARC BUHLMANN

- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV

- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
Schweiz, ProTell, SBV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen 2

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

Die vor allem medial ausgetragene, gesellschaftliche Debatte um Reformen der
Volksinitiative, die sich etwa im Begriff .Initiativenflut' manifestierte, lasst sich mit
Zahlen aus dem Berichtsjahr unterflttern (vgl. Tabelle anbei). Nachdem 2013 etwas
weniger Initiativen (9) lanciert worden waren als 2012 (11) waren 2014 fir insgesamt zwolf
neue Begehren Unterschriftensammlungen gestartet worden. Gleich vier davon
behandeln Erndhrungs- und Landwirtschaftsfragen, wobei die vom Bauernverband und
der SVP getragene Initiative .fur Erndhrungssicherheit™ innerhalb von knapp flnf
Monaten mit fast 150'000 glltigen Unterschriften die Sammelhirde sehr rasch
Ubersprang. Zwei der zwdlf lancierten Begehren stammen aus der Feder von Anita
Chaaban, die mit der Verwahrungsinitiative 2004 einen Erfolg an der Urne gefeiert
hatte. Sie fordert ein Zentralregister fur Sexualstraftdter und eine Haftung fur
Vollzugsbehérden  bei  Rulckféllen  félschlicherweise  entlassener  Straftater.
Unterschriften werden zudem fur die Wiedergutmachung an Verdingkinder gesammelt,
fir die Hochstgeschwindigkeit von 140 km/h auf Autobahnen, fir Vollgeld und die
Abschaffung der Billag-Gebuhren. Neue Dimensionen erreichen die restlichen beiden
Initiativbegehren, die Ende Jahr lanciert wurden. Die Initiative ,zur Ausschaffung
krimineller Manner™ verwendet exakt den gleichen Initiativtext wie die 2010
angenommene Ausschaffungsinitiative der SVP mit der Ausnahme, dass sie ,Auslander™
durch ,Ménner™ ersetzt. Das Komitee ,Manner raus™ will nach eigenen Angaben ein
Zeichen setzten gegen den latenten Rassismus in der Schweiz. Auch die so genannte
Rasa-Initiative (Raus aus der Sackgasse) bestreitet neue Wege. Sie fordert die
Streichung der Artikel 121a und 197 Ziff. 11 a aus der Bundesverfassung. Dabei handelt es
sich um jene Paragraphen, die mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative in
die Verfassung Eingang gefunden hatten. Eine Streichungsinitiative war zuvor schon von
der Gewerkschaft VPOD angeregt worden.

Die zwolf Begehren entsprechen lediglich der Halfte der im Jahr 2011 lancierten
Begehren, die Ausgangspunkt der Debatte um die Initiativenflut waren. Damals wurden
zahlreiche Initiativen vor allem als Wahlvehikel lanciert. Dies scheint fur die Wahlen
2015 eher kein Thema mehr zu sein. Von den 2014 lancierten Initiativen stammt einzig
die ,Fair Food-Initiative™ von einer Partei, ndmlich der GP. Was in der Diskussion um
(zu) viele Volksbegehren haufig zu kurz kommt, ist eine Relativierung mit nicht zustande
gekommenen Initiativen. Ein Uberblick tber die letzten rund 35 Jahre zeigt, dass im
Schnitt rund ein Drittel aller lancierten Initiativen an der Unterschriftenhirde
gescheitert oder ein Volksanliegen zurtickgezogen worden ist. Im Berichtjahr mussten
total sechs Begehren als gescheitert klassiert werden. Aufgeteilt nach
Lancierungsjahren zeigt sich folgendes Bild: Von den elf im Jahr 2012 lancierten
Initiativen scheiterten deren finf und von den neun im Jahr 2013 lancierten
Volksbegehren brachten bisher deren flinf die 100'000 Unterschriften nicht zusammen
(eine der 2013 lancierten Initiativen war 2014 noch im Sammelstadium und drei waren
erfolgreich eingereicht).

Die Rekordzahl aus dem Jahr 2011, in dem 24 Begehren lanciert wurden - von diesen
schafften Ubrigens elf die Unterschriftenhirde nicht - machte sich 2014 im
Parlamentsbetrieb bemerkbar. So wurde im Berichtjahr Uber neun Initiativen
abgestimmt, von denen sechs 2011 lanciert worden waren (2013 waren Uber 5 Initiativen
Urnenentscheide geféllt worden). Neben den sechs im Berichtjahr zustande
gekommenen Begehren (2013: 8) waren elf noch héngig (2013: 12). Darunter immer noch
sechs, die im Spitzenjahr 2011 eingereicht worden waren. Insgesamt wurde der von
Volksinitiativen verursachte Pendenzenberg im Berichtjahr aber langsam abgebaut.

Fur 2015 waren Ende 2014 bereits einige weitere Volksbegehren angekiindigt worden.
Viel Staub wirbelte das noch vor Ende Jahr der Bundeskanzlei zur Prifung vorgelegte
Begehren der SVP auf, das unter dem Namen Selbstbestimmungsinitiative die
Bundesverfassung Uber das Volkerrecht stellen will. Die Volkspartei wird wohl
versuchen, mit diesem Anliegen im Wahljahr zu punkten. Zudem kiindigte der Verband
.Pro Velo Schweiz" eine Initiative an, mit der die Férderung des Velofahrens in die
Verfassung geschrieben werden soll. Ahnlich wie Wanderwege soll ein Velowegnetz
erstellt und gepflegt werden. VCS und WWF sagten ihre Unterstitzung zu. Die PdA
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 26.08.1994
LIONEL EPERON

ANDERES
DATUM: 13.08.2005
ELIE BURGOS

beschloss im Dezember die Lancierung eines Begehrens, mit der eine AHV-Rente von
CHF 4°000 angestrebt wird, woflur die Pensionskassengelder in die AHV Uberfuhrt
werden sollen. Schliesslich beschloss die Junge GP eine Volksinitiative zur Férderung
des verdichteten Bauens zu lancieren. *

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Face a la menace d'un référendum de la part des milieux agricoles principalement, le
chef du DFEP et le secrétaire d'Etat Franz Blankart ont insisté a de multiples reprises
sur la signification des accords de I'Uruguay Round pour la Suisse, dont pres de la
moitié du produit national brut est réalisée a I'étranger. Ils ont par ailleurs rappelé que
les dispositions de ces accords ne pouvaient étre I'objet de dérogations et qu'un "GATT
a la carte" était ainsi exclu. La menace d'un référendum s'est cependant largement
dissipée suite aux prises de position des acteurs concernés durant la procédure de
consultation. Celle-ci a révélé qu'a I'exception des démocrates suisses, tous les
destinataires qui ont répondu (notamment tous les cantons, les partis
gouvernementaux, le Vorort, I'USAM, I'USP et I'USS) se sont prononcés en faveur de la
ratification des accords issus du Cycle d'Uruguay. Toutefois, la mise en application des
résultats de la négociation a suscité des réserves et critiques, principalement en
matiere de politique agricole: si I'UDC a lié son acceptation & la prise en compte des
besoins de I'agriculture, le PSS et I'Adl ont regretté que le protectionnisme reste de
mise dans ce domaine. Les milieux agricoles ont, pour leur part, souhaité une
compensation intégrale de toute perte de revenu imputable & la mise en oeuvre du
nouveau systéme commercial multilatéral. Par ailleurs, le PSS et les Verts ont craint que
les accords du GATT n'entrainent une harmonisation vers le bas des normes de
protection de la santé, de I'environnement, du consommateur et des animaux. On
relévera encore que la majorité des destinataires ont désiré que les accords issus du
Cycle d'Uruguay soient soumis au référendum facultatif. Seuls le parti évangélique
suisse et quelques associations écologistes, dont le WWF, ont requis le référendum
obligatoire, ce qui a été déclaré contraire aux dispositions constitutionnelles par le
Conseil fédéral. Observant le principe selon lequel il convenait de ne procéder qu'aux
seules modifications législatives nécessaires a la ratification des accords du GATT, le
gouvernement a en outre décidé de ne pas prendre en compte certaines demandes
relatives a des mesures d'accompagnement en matiere d'agriculture et de coopération
internationale au développement. *

Wirtschaft

Landwirtschaft
Agrarpolitik

L'Union suisse des paysans (USP) a vivement réagi aux propositions du gouvernement.
Elle a jugé inacceptable la réduction des moyens financiers initialement prévus, tout
comme le rythme et 'ampleur des réformes. Quant aux principaux partis politiques, si
le PDC, le PS et le PRD ont estimé que le projet gouvernemental allait dans la bonne
direction, I'UDC a critiqué celui-ci, estimant qu’il n"améliorait pas la compétitivité des
paysans. Les démocrates du centre ont d"ailleurs pris position peu avant le début de la
procédure de consultation sur ce projet dans un document stratégique. Dans le cadre
des débats sur 'OMC et la PA 2011, ils n"ont pas réclamé une augmentation massive des
paiements directs, mais un démantélement des contraintes qui pésent sur les
producteurs, afin qu’ils puissent notamment développer des activités annexes. En
outre, I'agriculture doit, selon I'UDC, concentrer son activité sur I"économie laitiere,
ainsi que sur la production de viande et de fruits et Iégumes.

Notons encore que |I” « Alliance agricole », plateforme qui regroupe une quinzaine
d’associations paysannes, écologistes et de défense des consommateurs (dont Bio
Suisse, Uniterre, Pro Natura et le WWF Suisse) s’est mobilisée en faveur des paiements
directs. Elle a notamment demandé leur maintien dans la PA 2011 °
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Jagd

Un référendum est lancé contre la modification de la loi sur la chasse. Pro Natura, le
WWEF Suisse, BirdLife Suisse, le groupe Loup Suisse et zoosuisse s'opposent, en effet, a
la mouture élaborée durant de longs mois par le Parlement. Ces associations de
protection de I'environnement dénoncent une révision de la loi qui permettra de
faciliter I'abattage d'especes protégées, telles que le loup, le castor ou encore, le héron
cendré. Selon les référendaires, aucune mesure préventive contre d'éventuels dégats
ne devra étre prise avant d'autoriser le tir de ces animaux. Les organisations critiquent
également la possibilité offerte au Conseil fédéral d'élargir la liste des animaux protégés
qui pourront étre régulés, sans devoir passer par le Parlement. Finalement, les cantons
se voient renforcés dans leur compétence en matiere de protection des especes, alors
qu'auparavant, ils devaient passer par les autorités fédérales. Il y a donc la crainte que
certains cantons se montrent trop radicaux et réduisent drastiquement certaines
populations d'animaux vus comme nuisibles. Le référendum est soutenu par la Société
forestiere suisse, la protection suisse des animaux, le PS, les Verts ainsi que les Verts-
libéraux. Les référendaires ont jusqu'au 16 janvier 2020 pour récolter les 50'000
signatures. ¢

Agrarprodukte

Le projet d’ordonnance sur la coexistence de cultures sans organismes
génétiquement modifiés (OGM) et avec OGM, a été majoritairement critiqué lors de la
procédure de consultation qui s'est terminée en début d’année. Concretement, cette
ordonnance vise a assurer la protection de la production sans OGM en présence de
cultures d'OGM. Les détenteurs d’une licence pour ces derniéres devraient ainsi
respecter une distance minimale entre les deux types de cultures, afin qu’il n’y ait pas
de « contagion » supérieure a 0,5% possible dans un champ sans OGM. Si le PRD s’est
prononcé de maniere favorable a I'ordonnance, le PS, les Verts, le WWF, Greenpeace et
les associations de protection des consommateurs ont jugé celle-ci trop vague et pas
assez contraignante. Voir ici, pour I'initiative populaire sur les OGM de I'année 2005. 7

Offentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Am 28. September 2014 gelangte die Volksinitiative "Schluss mit der MwsSt-
Diskriminierung des Gastgewerbes!" zur Abstimmung. Das drei Jahre zuvor vom
Wirteverband GastroSuisse eingereichte Begehren forderte, dass gastgewerbliche
Leistungen dem gleichen Steuersatz unterliegen wie die Lieferung von Nahrungsmitteln.
Bislang wurden nur Take-away-Einkdufe zum reduzierten Satz von 2,5% besteuert. Fir
Restaurantleistungen galt der Normalsatz von 8%. Nachdem sich bereits der Nationalrat
in der Wintersession 2013 bei 16 Enthaltungen mit 94 zu 78 Stimmen gegen die Initiative
ausgesprochen hatte, empfahl im Marz 2014 auch der Standerat die Ablehnung des
Volksbegehrens. In der kleinen Kammer stimmten bei 2 Enthaltungen 24
Parlamentarierinnen und Parlamentarier gegen und 13 fur die Annahme der
Volksinitiative. Neben den geschatzten Mindereinnahmen von CHF 750 Mio., die eine
Reduktion des Steuersatzes fur Restaurants auf 2,5% mit sich gebracht hatte, sprach
aus Sicht der Gegner gegen die Initiative, dass mit deren Annahme der bei vielen
Personen beliebte Einheitssatz vom Tisch gewesen ware, da sie zwei separate Satze fur
Nahrungsmittel und andere gastgewerbliche Leistungen wie alkoholische Getranke,
Tabak und andere Raucherwaren vorsah. Obgleich das Anliegen im Parlament einigen
Anklang fand, war ein indirekter Gegenvorschlag der Kommission fur Wirtschaft und
Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) bereits im Oktober 2013 zurlickgezogen worden.
Das eingefliihrte Abgrenzungskriterium zwischen warmen und kalten Speisen vermochte
in der Vernehmlassung nicht zu Uberzeugen. Die nationalen Parteien folgten beim
Fassen ihrer Parolen grosstenteils ihnren Abgeordneten. Auf nationaler Ebene gaben die
SVP und die EDU die Ja-Parole aus, die CVP beschloss die Stimmfreigabe und die
restlichen nationalen Parteien fassten die Nein-Parole. Es wichen jedoch etliche
Kantonalsektionen und Jungparteien von den Stimmempfehlungen ihrer Mutterparteien
ab. Von den grossen Verbdnden erhielt das Anliegen der GastroSuisse nur gerade
Unterstitzung  durch  den  Schweizerischen  Gewerbeverband  (SGV).  Der
Abstimmungskampf verlief sehr einseitig. Die BeflUrworter der Vorlage bewarben ihre
Position deutlich haufiger als die Gegner. Dennoch sprachen sich bei einer
Wahlbeteiligung von 45,9% letztlich nur 28,5% der Stimmenden fur die Vorlage aus, die
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auch in keinem Kanton eine Mehrheit auf sich vereinen konnte. Die hdchsten Ja-
Stimmenanteile wurden in den Kantonen Uri (35,4%), Tessin (35,3%) und Jura (35,1%)
gezahlt. In den Kantonen Zurich (23,9%), Zug (24,2%) und St. Gallen (26,8%) fand das
Anliegen am wenigsten Ruckhalt.

Abstimmung vom 28. September 2014

Beteiligung: 47,0%
Ja: 684 563 (28,5%) / 0 Stéande
Nein: 1718 827 (71,6%) / 20 6/2 Sténde

Parolen:

- Ja: SVP, EDU, GastroSuisse, sgv.

- Nein: SPS, FDP(9)*, GPS, GLP, BDP, EVP, eco, SBV, Travs.
- Stimmfreigabe: CVP(13)*

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ©

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Dans le cadre de l'initiative parlementaire Giezendanner (udc, AG), la CTT-CN a
approuvé la proposition de sa sous-commission d'ouvrir une procédure de
consultation sur le doublement du tunnel routier du Gothard. Lors de la présentation
de son contre-projet a Avanti, la CTT-CN a dévoilé les résultats. Quatre cantons
(Appenzell Rhodes Intérieures, Bale-Campagne, Obwald, Tessin), le PL, le PRD, I'UDC,
Economiesuisse et le lobby de la route (TCS, FRS, ASTAG) se sont déclarés favorables a
une planification immédiate d'un deuxieme tube, puis une construction en
coordination avec celle du réseau autoroutier suisse. Treize cantons (Béle-Ville, Berne,
Grisons, Jura, Lucerne, Neuchatel, Nidwald, Schaffhouse, Schwyz, Soleure, Uri, Vaud,
Zoug, Zurich) se sont opposés au doublement. Le PCS, le PS, I'UDF et les Verts, ainsi
qu'une pléiade d'organisation environnementales (ATE, WWF) et I'Initiative des Alpes,
ont également manifesté leur opposition. Argovie, Appenzell Rhodes Extérieures,
Fribourg, Genéve, Glaris, Uri, Valais et le PDC étaient d'accord avec un début immédiat
de la planification, mais sous conditions. Il est & noter qu'Uri s'est déclaré défavorable a
une dérogation de l'article constitutionnel sur la protection des Alpes sous couvert
d'une modification constitutionnelle. St Gall et Thurgovie ont renoncé a donner un avis.
Les résultats de cette consultation n'ont toutefois pas été utilisés, car le traitement par
la commission de l'initiative Giezendanner a été gelé. L'initiative Avanti avait la priorité
des membre de la commission, alors que Moritz Leuenberger souhaitait que le
parlement les traite ensemble. (Pour le procés de la discussion d'un second tube pour
le tunnel autoroutier du Gothard afin de réfaire celui-ci, voir ici (2008) et ici (2016).)

La majorité des organismes consultés a salué la création d’un fonds d’infrastructure
pour financer les mesures de désengorgement du trafic public et privé. La réalisation
d’un fonds d’urgence a, par contre, été contestée. Les partis de droite, I'Alliance des
transporteurs, economiesuisse, 'USAM et la branche de la construction I'ont jugée
inutile et anticonstitutionnelle. lls ont estimé qu’un seul fonds, complété par une
disposition pour les réalisations prioritaires, était suffisant. L'UDC, le TCS, la Fédération
routiere suisse, 'USAM et Construction-Suisse ont critiqué la liste des projets urgents
du Conseil fédéral dans laquelle figure notamment le CEVA genevois, la gare souterraine
de Zurich ou la ligne Mendrision-Varese. Se basant sur une expertise commandée par le
TCS, cette répartition est a leurs yeux une entorse a la Constitution, car les recettes des
impots routiers doivent étre destinées au réseau routier. L'avis de droit sur la question
de l'utilisation des recettes routiéres a affectation obligatoire (impot sur les huiles
minérales, vignette autoroutiere) a été demandé au professeur Grisel. Selon, M. Grisel,
le cofinancement des infrastructures ferroviaires (RER) dans le trafic d’agglomération
par le biais des recettes routiéres a affectation obligatoire n'est pas conforme a la
Constitution. Les organisations environnementales, le PS et les Verts se sont
positionnés, a linverse, en faveur d'un fonds d'urgence pour les projets
d’agglomérations non contestés. lls craignent qu’un fonds unique, centré sur la
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construction routiere n’engloutisse tous les moyens mis a disposition. Les Verts, I'ATE,
Greenpeace, le WWF, Pro Natura et I'Initiative des Alpes ont exigé qu’au moins un tiers
du fonds soit réservé au trafic d’agglomération, les autres projets devant étre liés aux
transports publics routiers et ferroviaires. Une autre requéte demande que la mobilité
douce soit davantage prise en compte dans le projet du Conseil fédéral. Afin de
répondre a |'expertise du TCS, I'Office fédéral de la justice (OFJ), sur demande du
DETEC, a effectué une contre-expertise. Il est arrivé a la conclusion que le nouvel
article, tel qu’il a été adapté apres I'approbation de la nouvelle péréquation financiére,
permet d’utiliser le fonds routier pour financer la construction d’infrastructures
ferroviaires (RER). Le libellé autorise I'utilisation du fonds routier pour financer des
travaux ferroviaires s’ils contribuent a désengorger les routes dans les agglomérations.
Dans le cadre de la nouvelle péréquation, le Iégislateur a précisé que le produit des
impodts routiers est affecté « au financement des taches et dépenses, liées a la
circulation routiére: (...) mesures destinées a améliorer les infrastructures de transport
dans les villes et les agglomérations (...) ».

Eisenbahn

Le PES, soutenu par Greenpeace, le WWF ainsi que des comités uranais et schwytzois, a
lancé un référendum contre les NLFA. Selon eux, ce projet n'offrirait pas de garanties
suffisantes pour la protection de I'environnement, sa construction serait insoutenable
pour les Alpes et son prix et sa consommation énergétique seraient trop élevés.
Surtout, il ne résoudrait aucun probléme, car il ne contribuerait en rien a freiner la
croissance de la mobilité que I'on peut observer en Suisse et en Europe. Les Verts se
sont ainsi attirés de nombreuses critiques et d'aucuns ont estimé leur position
contradictoire, compte tenu du fait qu'ils ont toujours défendu le transfert du trafic de
la route au rail. "

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Nachdem die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, das auf eine Lockerung der Bau-
und Nutzungsvorschriften in den Landwirtschaftszonen abzielt, im vergangenen Jahr in
beiden Raten behandelt worden war, mussten einige Differenzen zwischen den beiden
Raten bereinigt werden. Umstritten war das Ausmass der Umnutzungen von
landwirtschaftlich genutzten Gebauden, die durch den Strukturwandel in der
Landwirtschaft Uberfllssig geworden sind. Der Standerat hatte angesichts der breiten
Opposition einen Versuch zur Rettung der Vorlage unternommen, indem er den vom
Nationalrat erteilten Freipass flur die Zweckentfremdung alter, das heisst vor 1980
erstellter Gebdude wieder strich, um insbesondere eine freie Umnutzung von Wohn- in
Gewerbebauten zu verhindern. Der Nationalrat lehnte in der Frihjahrssession den
Antrag einer linken Kommissionsminderheit ab, bei der Zweckanderung zonenwidrig
erstellter Bauten dem Standerat zu folgen. Statt dessen stimmte er in dieser Frage dem
Vermittlungsantrag Schmid (svp, BE) mit 101 zu 50 Stimmen zu und Gbernahm die etwas
restriktivere Bestimmung, wonach eine vollstdndige Zweckanderung von altrechtlich
erstellten Gebauden nicht generell, sondern nur bei gewerblich genutzten Bauten und
Anlagen moglich sei. Die Voraussetzungen soll der Bundesrat im Verordnungsrecht
néher regeln. Bundesrat Koller nannte als Leitplanken die Verbote von erheblichen
Anderungen an der Bausubstanz und von substantiellen Verbesserungen der
bestehenden Gebaudeerschliessung. Bei der zweiten umstrittenen Differenz, dem
sogenannten Rustico-Artikel, den der Stdnderat etwas enger gefasst hatte, indem nur
«gut erhaltene» Bauten landwirtschaftsfremd als Wohnraum umgenutzt werden durfen,
drehte sich der Streit um die Bezeichnung «gut erhalten». Der Nationalrat folgte seiner
Kommissionsmehrheit, die vorschlug, dass die zur zonenfremden Wohnnutzung
vorgesehenen Bauten «in ihrer Substanz» erhalten sein mussten. Nach Definition von
Bundesrat Koller setzte eine solche Umnutzung voraus, dass die wichtigen Gebaudeteile
in gutem Zustand und nur teilweise erneuerungsbedlrftig sein mussen. Der Standerat
schloss sich in der zweiten Differenzbereinigung stillschweigend und oppositionslos
diesen Entscheiden an. In der Schlussabstimmung wurde die Teilrevision des
Raumplanungsgesetzes mit 104:60 bzw. 38:3 verabschiedet.

Schon wéhrend den Beratungen im Parlament hatten Grline, kleinere und mittlere
Bauern (VKMB) sowie Landschaftsschiitzer das Referendum gegen die RPG-Revision
angedroht. Noch vor der Schlussabstimmung bestatigte Fraktionssprecherin Teuscher

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



ANDERES
DATUM: 01.04.2012
MARLENE GERBER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.01.2013
MARLENE GERBER

(gp. BE) die Absicht der Griinen, das Referendum zu ergreifen, da ihnen die Anderung
des Raumplanungsgesetzes im Sinne der Offnung der Landwirtschaftszone fir
betriebsnahe Nebengewerbe, fir bodenunabhéngige Produktion und fur Wohnzwecke
zu weit gehe. Die Gegnerschaft kritisierte die Aufhebung der Grenze zwischen Bauzone
und Landwirtschaftszone und befurchtete einen Schub an Landschaftszerstorung.
Zudem wdirde die Revision des RPG die Bemuhungen fur eine &kologische
Landwirtschaft unterlaufen. Auf der Verliererseite stinden nebst der Landschaft und
der Landwirtschaft auch das bestehende Gewerbe, das von Betrieben konkurrenziert
wirde, welches von billigem Boden aus mit ungleich langen Spiessen arbeiten kénnte,
sowie alle Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, die fir neue Infrastrukturen und die
negativen Folgen der Intensivlandwirtschaft aufzukommen hatten. Das Referendum
wurde nebst der Grunen Partei von folgenden Organisationen getragen: VKMB, Pro
Natura, Schweizer Heimatschutz, Schweizer Vogelschutz, IG Boden, WWF sowie
Hausverein Schweiz. Das Referendumskomitee «zum Schutz des landlichen Raumes»
reichte am 9. Juli bei der Bundeskanzlei rund 57'000 Unterschriften ein. "

Zwischen 2006 und 2011 erarbeitete der Bund in Zusammenarbeit mit Kantonen,
Stéddten und Gemeinden das Raumkonzept Schweiz. Das erste ebenenlbergreifende
Konzept seiner Art, welches sich eine nachhaltige Raumentwicklung zum Ziel setzt, war
zu Beginn des Vorjahres in Konsultation geschickt worden. Die Auswertungen der um
die 200 eingegangenen Stellungnahmen wurden im April des Berichtsjahres vorgelegt.
Die Uberwiegende Mehrheit der konsultierten Kreise begrisste das Konzept. Von den im
Parlament vertretenen Parteien unterstitzten SP, CVP, FDP, die Grinen und die GLP
den Entwurf; von der SVP und der BDP gingen keine Stellungnahmen ein. Mit Ausnahme
der unklaren bis ablehnenden Haltung der Kantone St. Gallen und Freiburg stiess das
Konzept bei den verbleibenden 24 Kantonen auf Anklang. Mit dem Schweizerischen
Bauernverband (SBV), dem Schweizerischen Gewerbeverband (SGV), Gastrosuisse und
Hotelleriesuisse, lehnten hingegen vier gewichtige nationale Wirtschaftsorganisationen
das Raumkonzept klar ab. Economiesuisse stand dem Konzept ambivalent bis
ablehnend gegenuber. Mit Ausnahme von Aqua Viva &usserten sich alle
stellungnehmenden nationalen Umweltorganisationen positiv zum Vorhaben. Wéhrend
die BeflUrworterseite explizit die tripartiten Bemuhungen zur Erarbeitung einer
gemeinsamen Raumentwicklungsstrategie hervorhob, resultierte die Kritik der
ablehnenden Stellungnehmer aus den Beflrchtungen, dass das Konzept die
Bergregionen, den Tourismus und wirtschaftliche Aspekte im Allgemeinen
vernachlassige. Der Bundesrat genehmigte das Konzept im Herbst des Berichtsjahres
nach Publikation des Anhérungsberichtes. Das Raumkonzept dient seit seiner Ubergabe
an die zustdndigen Behdrden als Orientierungshilfe, wobei ihm rechtlich keine
bindende Wirkung zukommt. Es halt Behdérden und Private lediglich zur freiwilligen
Zusammenarbeit an. ®

Zwei Monate vor Abstimmungstermin eréffnete Umweltministerin Leuthard (cvp) die
Kampagne zur Abstimmung zum revidierten Raumplanungsgesetz (RPG). Die
Teilrevision gelangte zur Abstimmung, da der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) im
Vorjahr das Referendum zu den beschlossenen Anpassungen ergriffen hatte. Von Seiten
des Bundesrates hoérte man zum Kampagnenauftakt ein klares Pladoyer der
Umweltministerin zur Unterstltzung des revidierten Raumplanungsgesetzes. Aufgrund
der engen Platzverhéltnisse sei es dringend nétig, haushéalterischer mit der Ressource
Boden umzugehen. Sollte die Teilversion des RPG abgelehnt werden, wirde Pro Natura
an ihrer Landschaftsinitiative festhalten. Vor den Folgen bei Annahme dieses
Volksbegehrens warnte die Bundesratin eingehend: Ein 20-jéhriges Moratorium fur
Bauzonen wurde jegliche Entwicklung behindern und dartuber hinaus diejenigen
Kantone bestrafen, welche bis anhin haushélterisch mit dem Boden umgegangen seien.
Drei Tage spater lancierten die Gegner der RPG-Teilrevision mit einem Uberparteilichen
Komitee, das sich aus Wirtschaftsverbédnden und Vertretern der CVP, FDP und SVP
zusammensetzte, die Referendumskampagne. Zu den umstrittensten Anderungen des
als indirekten Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative beschlossenen
Raumplanungsgesetzes zahlte ein Verbot der Baulandhortung, nach welchem der
Umfang der Bauzonen den voraussichtlichen kantonalen Baulandbedarf der nachsten 15
Jahre nicht Uberschreiten darf. Die Ruckzonungspflicht von Uberdimensionierten
Bauzonen sowie die Moglichkeit zur Bauverpflichtung und die Einflhrung einer
obligatorischen Mehrwertabgabe erachtete das Referendumskomitee als zu weit
gehend. Man anerkenne einen gewissen Handlungsbedarf in der Raumplanung,
akzeptiere die im Laufe der parlamentarischen Beratungen von linker Seite
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eingebrachten Forderungen jedoch nicht, da diese sogar Uber die in der
Landschaftsinitiative enthaltenen Anspriche hinaus gehen wurden, liess der
Schweizerische Gewerbeverband (SGV) zu Beginn der Kampagne verlauten. Die Vorlage
wirke sich insbesondere auf den Kanton Wallis negativ aus, wo ein Grossteil der
Bevolkerung Boden besitze, sowie auf kleinere und mittlere Unternehmen, die
strategische Baulandreserven verlieren wurden. Dariuber hinaus wirden Mieterinnen
und Mieter unter den Anpassungen leiden, da die Baulandverknappung und die
Mehrwertabgabe die Bodenpreise in die Héhe schnellen lassen wirden. Vertreter des
Mieterverbandes taten dieses Argument jedoch als irrefUhrend ab: Man habe die
Auswirkungen auf Seiten der Mieter eingehend studiert und vertrete einhellig die
Meinung, dass mit den Anpassungen das verdichtete Bauen geférdert werde, was aus
Mietersicht positiv sei. Unterstitzt wurde dieses Argument von der UVEK-Vorsteherin,
welche verklindete, dass die Preise auf dem Wohnungsmarkt aufgrund der
Wohnraumverdichtung sogar sinken kdnnten. Darlber hinaus regte sich an der
Medienkonferenz des gegnerischen Komitees Widerstand von Seiten des Bundesamtes
fur Raumentwicklung (ARE): Die Gegner der Revision wiirden mit Quellenverweis auf das
ARE mit veralteten und zum Teil manipulierten Zahlen operieren und den Umfang der
noétigen Rickzonungen weit dramatischer darstellen, als dies tatsachlich der Fall sei.
Uber diese unerwiinschte Stérung der eigenen Pressekonferenz entsetzten sich die
Gegner der Abstimmungsvorlage in einem Brief an die zustédndige Bundesréatin. Der
Sprecher des ARE rechtfertigte die spontane Reaktion eines Mitarbeiters damit, dass
man lediglich den Eindruck habe verhindern wollen, es handle sich bei den
prasentierten Zahlen um offizielle Angaben des Bundesamtes. Laut Angaben des SGV
hatten bei Inkrafttreten der Revision dreizehn Kantone bedeutende Rickzonungen zu
befurchten. Im UVEK hingegen erwartete man solche aufgrund des anhaltenden
Bevolkerungswachstums nur fur vier bis sechs Kantone. Trotz dieser Unklarheiten
bezlglich der Auswirkungen formierten sich in 24 Kantonen kantonale
Unterstitzungskomitees zum revidierten RPG, darunter auch je ein Komitee aus dem
Ober- und Unterwallis sowie ein Komitee aus dem tourismusstarken Blndnerland.
Angefuhrt wurde letzteres unter anderem von Nationalratin Silva Semadeni (sp, GR),
Mittrégerin der Landschaftsinitiative. Der Kanton Graubinden hatte mit Inkrafttreten
der Revision nichts zu beflrchten, da er mit den vor 10 Jahren unternommenen
Anderungen des kantonalen Richtplans die bundesrechtlichen Neuerungen bereits
grosstenteils umgesetzt habe, liess das kantonale Komitee verlauten. Ausserst kritisch
stand der Kanton Wallis der Vorlage zur Revision des Raumplanungsgesetzes gegenuber.
Mit Ausnahme der Grinen empfahlen im Tourismuskanton alle Kantonalparteien die
Nein-Parole. Die Grinen begrindeten ihr Ja mit dem Argument, man bleibe den
Prinzipien des Natur- und Landschaftsschutzes treu, und kritisierten gleichzeitig das
Nein der Walliser SP als opportunistisch: die Sozialdemokraten wirden beflirchten, mit
einer Zustimmung zum revidierten RPG ihren Erfolg bei den anstehenden kantonalen
Parlamentswahlen zu gefahrden (vgl. dazu auch Teil I, e (Wahlen in kantonale
Parlamente)). Auch der Staatsrat kritisierte die RPG-Revision an seiner
Medienkonferenz aufs Schérfste. Das revidierte Gesetz sei auf den Bergkanton mit
seiner speziellen Wohn- und Grundeigentumsstruktur schlichtweg nicht anwendbar.
Insbesondere die Umsetzung der Ruckzonungspflicht wirde aufgrund unpréaziser
Ausgestaltung im RPG zu erheblicher Rechtsunsicherheit fihren. Darlber hinaus sei die
Ruckzonungspflicht das falsche Mittel zur Bekémpfung der Zersiedelung, liess Staatsrat
Jean-Michel Cina (VS, cvp) verlauten. Er erzlirnte sich ebenfalls Uber die
Kompetenzverlagerung an den Bund, da sie zu wenig Raum flr regionale
Besonderheiten lasse. Trotz seiner positiven Stellungnahme im
Vernehmlassungsverfahren ausserte auch der Waadtlander Regierungsrat im Verlaufe
der Kampagne mit einem Brief an den Bundesrat Bedenken zur Ausgereiftheit der
neuen Bestimmungen. Bundesratin Leuthard (cvp) antwortete persénlich auf die Fragen
und Forderungen des Waadtlandes. In ihrer schriftlichen Rickmeldung entkréftete sie
die Beflirchtungen, dass mit Inkrafttreten der Ubergangsbestimmungen grosse urbane
Projekte im Kanton blockiert wirden, wie die Waadtldander Regierung in ihrem
Schreiben vermutet hatte. Neben dem SGV beschlossen FDP und SVP sowie gewichtige
Wirtschaftsverbdnde wie der Hauseigentiimerverband (HEV) und Economiesuisse die
Nein-Parole zur Revision. Die Ja-Parole zum revidierten Gesetz gaben neben dem
Mieterverband auch der Bauernverband (SBV), der Schweizerische Ingenieur- und
Architektenverein (SIA), diverse Heimatschutz- und Umweltorganisationen und der
Tourismusverband (STV) heraus. Die Konferenz der Kantonsregierungen (KdK)
beférderte mit Ausnahme des Kantons Wallis ein einhelliges Ja. Von den Parteien
empfahlen die Grinen, SP, CVP, BDP, GLP und EVP das revidierte RPG zur Annahme.
Hochst umstritten war die Parolenfassung bei der CVP Schweiz. Der Parteivorstand
beantragte mit Stichentscheid des Prasidenten Christophe Darbellay seinen
Delegierten, die Revision wegen ihrer Auswirkungen auf den Kanton Wallis abzulehnen.
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Zur Beflrwortung der Revision mahnte eindringlich die eigene Bundesratin und UVEK-
Vorsteherin, deren Empfehlung die Parteimehrheit an der Delegiertenversammlung
schlussendlich mit 170 zu 89 Stimmen folgte. Gegen die Revision stimmten eine
geschlossene Walliser CVP-Sektion mit Unterstitzung von Genfer und Tessiner
Parteikollegen. Ein  Antrag auf Stimmfreigabe scheiterte mit beinahe
Zweidrittelmehrheit. Im Gegensatz dazu beschloss die Junge CVP an ihrer
Delegiertenversammlung, die RPG-Revision nicht zu unterstitzen. Wie auch bei der
FDP wichen eine Vielzahl von kantonalen CVP-Sektionen vom Beschluss ihrer
Mutterpartei ab. Im Gegensatz zur eigenen Partei unterstutzten dariber hinaus die FDP
Frauen die Teilrevision (zu den parteiinternen Diskussionen vgl. Teil llla). Neben dem im
Dezember des Vorjahres von links-griner Seite initiierten nationalen Pro-Komitee
bildete sich im Laufe der Kampagne auf eidgendssischer Ebene noch ein weiteres,
burgerliches Komitee zur Unterstitzung der Revision mit National- und Sténderéaten der
BDP, CVP, FDP, GLP und SVP sowie weiteren burgerlichen Kantonalpolitikern. Das
Ergreifen des Referendums durch den SGV stiess bei diesen Vertretern auf
Unverstandnis. Zum einen beschuldigten sie den SGV, im Hinblick auf die nur bedingt
zuruckgezogene Landschaftsinitiative, die ein zwanzigjahriges Bauzonenmoratorium
fordert, mit dem Feuer zu spielen. Zum anderen sahen sie in der geplanten Verdichtung
der Stadt- und Dorfkerne auch eindeutige Vorteile fur die KMU. Die Zersiedelung
beglinstige den Bau von grossen Einkaufzentren am Stadtrand, wobei das Kleingewerbe
als grosser Verlierer dastehen wirde. Die Intensitat der Kampagne dusserte sich auch in
einer Vielzahl von Zeitungsinseraten. Insgesamt verzeichnete die Analyse der Année
Politique Suisse wahrend den letzten acht Wochen vor der Abstimmung 1261 Inserate in
Uber 50 untersuchten Tages- und Wochenzeitungen. Dies entsprach tber 60% aller
gesammelten Inserate zu den drei im Méarz zur Abstimmung gelangten Vorlagen. Die
Gegner- und Beflrworterschaft zeigten sich auf dem Inseratemarkt zur RPG-Revision
&hnlich prasent. ™

Bodenrecht

Ende Juni schickte der Bundesrat seinen Entwurf zur Umsetzung der
Zweitwohnungsinitiative in die Vernehmlassung. Das Ausflhrungsgesetz und die
entsprechende Verordnung orientierten sich im Grundsatz an den Bestimmungen der
per 1.1.13 in Kraft getretenen Ubergangsverordnung, die den Interessen der betroffenen
Regionen bereits Rechnung tragt. Von den 144 eingegangenen Stellungnahmen
begrissten insbesondere die blrgerlichen Parteien, wirtschaftliche Dachverbénde,
Tourismusorganisationen, Baumeister, Bergkantone - darunter auch der Kanton Wallis -
sowie die BPUK die Entwdrfe in ihrer Stossrichtung. SP, EVP, GLP und Grlne sowie
gewichtige Natur- und Umweltschutzorganisationen wie der WWF, VCS und Pro Natura
hingegen lehnten den Gesetzesentwurf ab. So auch Helvetia Nostra, von wessen Seite
verlautet wurde, gegen ein so ausgestaltetes Gesetz wirde man das Referendum
ergreifen, da es dem gedusserten Volkswillen widerspreche. Insbesondere stiess sich
der Verein an der Méglichkeit zur Uberschreitung des Schwellenwerts von 20%, sofern
die neuen Zweitwohnungen auf einer kommerziellen Vertriebsplattform zur Miete
angeboten wirden. Das Bundesamt fur Raumentwicklung liess hierauf verlauten, man
habe mit dem vorgelegten Entwurf die im Berichtsjahr von BAK Basel prognostizierten
schwerwiegenden wirtschaftlichen Auswirkungen verhindern wollen, mit welchen die
betroffenen Gebiete bei einer rigiden Umsetzung der Initiative zu rechnen hatten. In
seinem Vernehmlassungsentwurf hatte der Bundesrat hierzu eine Einschrankung
vorgenommen, wonach die Moglichkeit zur kommerziellen Vermietung nur in Gebieten
zugelassen werden kann, wo ein tatséchlicher Bedarf nach Ferienwohnungen besteht.
Zu Beginn des folgenden Jahres will die Landesregierung die Botschaft zum
Bundesgesetz Uber Zweitwohnungen prasentieren. ™
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Umweltschutz
Luftreinhaltung

La nouvelle ordonnance sur la protection de I'air (OPair) est entrée en vigueur suite a
|'approbation du Conseil fédéral. L'ordonnance a subi quelques modifications pour
tenir compte de I'état actuel de la technique et pour améliorer la qualité de l'air. Des
valeurs limites pour les poussiéres fines ont été notamment définies pour les petites
installations de chauffage de bois. Dorénavant, ces installations subiront des controles
périodiques. Ceux pour les chauffages au gaz seront espacés en raison des progres
techniques. L'ordonnance révisée integre également des nouvelles prescriptions
européennes pour les nouveaux appareils et machines & moteur a combustion, et étend
les contréles antipollution pour les machines de chantier a tous les types de machines.
Des dispositions relatives aux installations industrielles et artisanales, et aux
combustibles liquides sont modifiées. La Suisse s'aligne sur les recommandations de
I'organisation de la santé (OMS) en introduisant une valeur limite d'immission pour les
poussieres fines d'un diametre inférieur a 2.5 micrometres. Les normes sur la mise
dans le commerce d'installations de chauffage sont reprises dans I'ordonnance sur les
exigences relatives a I'efficacité énergétique (OEEE).

Lors de la procédure de consultation, le projet de révision avait rencontré globalement
un large soutien. Seuls les cantons du Jura et de Lucerne rejetaient en grande partie le
projet. Le canton alémanique jugeait les restrictions prévues pour les chauffages au
bois contre-productives pour la politique énergétique et climatique. Le Jura
s'inquiétait des conséquences pour la population et les exploitants des installations.
Les autres cantons croyaient en I'amélioration de la qualité de I'air. Du c6té des partis
politiques, les Verts et le PS avaient salué le projet. Le PDC considérait que les
modifications apportées allaient trop loin dans le domaine des installations de
combustion alimentées au bois. La plupart des associations économiques ou
professionnelles étaient favorables au projet tout en proposant d'autres modifications.
Les organisations environnementales et de la santé considéraient le projet prometteur
mais incomplet vis-a-vis des derniers développements techniques. Finalement, les
entreprises ont en grande partie salué le projet, avec quelques réserves. '

Allgemeiner Umweltschutz

Le camp des opposants était quant a lui constitué d’'un comité de gauche (PS, Verts,
PdT) et d'un comité du centre (PDC, PCS, PEV, Verts libéraux), ainsi que des
organisations de protection de I'environnement (ATE, Greenpeace, WWF, Pro Natura,
Initiative des Alpes, etc.), de Travailsuisse et de I'USS. Il a fait valoir que le droit de
recours des associations permettait de faire respecter le droit de I'environnement. Il a
également souligné que le droit de recours exercé contre une décision d’un organe de
|’'Etat était une composante essentielle de I'Etat de droit, puisqu’il garantit que
personne, pas méme les titulaires du pouvoir politique, n‘est au-dessus de la loi. Les
organisations écologistes ont par ailleurs balayé le reproche des initiants selon lequel
les recours ne visaient qu’a faire obstacle aux projets afin de négocier des concessions
ou, pire, des dédommagements financiers. Elles ont en effet publié une synthéese
chiffrée de leurs activités judiciaires au cours de I'année 2007 dont il ressort que les
associations ont obtenu partiellement ou totalement gain de cause dans plus de 70%
des cas ou elles ont déposé un recours et n‘ont perdu que dans 16% des cas. Les
opposants en ont tiré I'argument de la Iégitimité du droit de recours et de son usage
raisonnable par les associations, rejetant I'accusation d’obstruction sur les
particuliers. ”

Der Abstimmungskampf zur Volksinitiative "Griine Wirtschaft" verlief eher ruhig und
lebte von Diskussionen zu moglichen Auswirkungen der Initiative. Wahrend die Gegner
- eine Allianz aus burgerlichen Parteien, dem Hauseigentlimerverband und gewichtigen
Wirtschaftsverbanden - vor hohen Kosten und radikalen Einschnitten ins tagliche
Leben warnten und sich .gegen den grinen Zwang" wehrten, bezeichneten die
Beflirworter solche Angste als unbegriindet. Auf der Seite der Beflirworter fanden sich
neben den Initianten des Volksanliegens, der Grinen Partei, die SP, die EVP und die GLP
ein. Unterstitzung erhielten sie vom WWF, von Greenpeace, der Gewerkschaft Unia und
dem Wirtschaftsverband Swisscleantech. Dazu gesellten sich wahrend der Kampagne
auch einige Firmen, darunter prominent lkea Schweiz. Zu Beginn der Kampagne schien
das Anliegen auch bei den CVP-Frauen gut anzukommen; deren nicht komplett
anwesender Vorstand fasste Anfang August 2016 namlich zuerst mit knappem Mehr die
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Ja-Parole. Dies entgegen ihrer zustandigen Bundesratin, welche die ablehnende
Position des Bundesrates an ihrer Pressekonferenz Mitte August verteidigte und das
Volksanliegen - obwohl im Grundgedanken richtig - als nicht umsetzbar und mit zu
hohen Kosten verbunden bezeichnete. Aufgrund mehrerer Rickkommensantrage
wurde danach der gesamte Vorstand per Email befragt, woraus schlussendlich eine
Nein-Parole der CVP-Frauen resultierte.

Der relativ allgemein gehaltene Wortlaut der Volksinitiative definierte nur das Endziel
des Anliegens, namlich die Reduktion des ,6kologischen Fussabdrucks" der Schweiz bis
ins Jahr 2050 auf die ihr tatsachlich zur Verfigung stehende Ressource von einer Erde.
Nach dem aktuellen Ressourcenverbrauch gerechnet wirde die Schweiz drei Erden
brauchen. Die Frage, wie dieses Ziel erreicht werden solle, liessen die Initiantinnen und
Initianten im Wortlaut ihres Anliegens offen, was nicht nur dem Bund bei Annahme der
Initiative viel Spielraum bei der Umsetzung verschaffen wirde, sondern bereits
wahrend des Abstimmungskampfes viel Raum flr Spekulationen liess. Die Medien
prasentierten ihrer Leserschaft in der Folge Szenarien Uber konkrete und lebensnahe
Auswirkungen des Volksbegehrens - so etwa Uber das zur Verflgung stehende
Warmwasser beim Duschen oder die Hohe des Benzinpreises. Punktlich zum 1. August
meldete sich der Prasident des Schweizerischen Fleisch-Fachverbands und alt-
Standerat Rolf Buttiker etwa im Blick zu Wort und warnte davor, dass die Grlinen der
Schweiz ,die [Cervelat-]Wurst verderben" wollen. Denn Buttiker beflirchtete die
Einfihrung einer Lenkungssteuer auf Fleisch, womit sich Herr und Frau Schweizer in
Zukunft kaum mehr Fleisch wirden leisten kédnnen (Blick, 30.7.). Im spéateren Verlaufe
der Kampagne diskutierte dann auch die NZZ einen ,Mehrwertsteuer-Sondersatz auf
Fleisch von vielleicht 150% oder mehr", der dann allenfalls nicht mehr mit den
internationalen Handelsbestimmungen vereinbar wéare (NZZ, 23.8.). Ganz anders fielen
die Aussagen der Beflrworter aus. Man verlange keine Verhaltensanderungen, sondern
wolle eine ressourcenschonendere Schweiz durch technologische Foérderung erzielen,
liessen federflihrende Stimmen etwa in Gestalt von Bastien Girod (gp, ZH) und Adéle
Thorens Goumaz (gp, VD) verlauten. Der angedachte und zu guter Letzt im Parlament
gescheiterte indirekte Gegenvorschlag zur Griinen Wirtschaft kénne als Grundlage fur
die Umsetzung dienen. Zu einem ahnlichen Schluss kam denn auch der beflrwortende
Wirtschaftsverband Swisscleantech mit seiner Anfangs September vorgelegten Studie,
deren Folgerungen ihrerseits von Gegnern der Initiative aus der Wirtschaft stark
angezweifelt wurden. Denn eine vom BAFU in Auftrag gegebene und von
RessourcenEFFizienz Schweiz (Reff) im Jahr 2013 prasentierte Studie, auf die sich die
Gegnerschaft der Volksinitiative haufig berief, folgerte, dass ein nachhaltiger
Ressourcenverbrauch kaum und nicht ausschliesslich durch Innovationsférderung zu
erreichen sei. Diese Ergebnisse wiederum wurden von den InitiativbeflUrwortern
kritisiert. Die Reff-Studie berlcksichtige die technologische Innovation nur
unzureichend und verwende zur Berechnung der Ressourcenbelastung ein anderes
Mass. Wahrend der CO2-Ausstoss bei auf dem 6kologischen Fussabdruck basierenden
Berechnungen fur knapp drei Viertel der Klimabelastung verantwortlich sei, betrage
dieser Anteil bei den Berechnungen der Reff-Studie nur knapp 20%. Grund dafur sei,
dass diese die umfassendere Methode der 6kologischen Knappheit verwende, auf die
sich Uberdies auch der Bund stutzt. Durch die Messung nach dem o&kologischen
Fussabdruck kame man dem Ziel der Initiative schon nur durch die Erflllung der
Verpflichtungen aus dem Pariser Ubereinkommen zur CO2-Reduktion deutlich naher.
Uneinig zeigte man sich auch betreffend das ©kologische Renommée der Schweiz.
Wahrend auf der einen Seite gewisse Wirtschaftsvertreter die in Bezug auf
Nachhaltigkeit bereits fortschrittliche Schweiz lobten, wurden die Beflrworter der
Initiative nicht mide zu betonten, dass die Schweiz langst nicht in jeglicher Hinsicht
eine Spitzenreiterin sei. Insbesondere im Falle der produzierten Abfallmenge sei sie gar
eine klare Nachzlglerin und zudem hatten gewisse Lander und die EU bereits Schritte in
Richtung grine Wirtschaft unternommen.

Gemass Analysen des Forschungsinstituts Offentlichkeit und Gesellschaft (fog) kam der
Volksinitiative der Grinen in den Medien gleich viel Beachtung zu wie den beiden
anderen zur Abstimmung stehenden Vorlagen (Nachrichtendienstgesetz, Volksinitiative
"AHVplus"); im Langsschnittvergleich erhielten die drei Abstimmungsgegenstédnde
innerhalb der 22 untersuchten Pressetitel hingegen eher unterdurchschnittliche
Aufmerksamkeit. Im Vergleich zu anderen kirzlich dem Volk vorgelegten
Umweltanliegen - namentlich die Volksinitiative "Energie- statt Mehrwertsteuer" -
schatzten die Forscher die dem jetzigen griinen Volksanliegen zuteil werdende
Medienaufmerksamkeit indes als eher hoch ein. Wie auch bei der Berichterstattung
Uber die Volksinitiative "AHVplus" fiel die Tonalitat der Beitrage zur Volksinitiative
"Grine Wirtschaft" nur ganz leicht zu Gunsten der Gegnerschaft aus, wobei die
Berichterstattung in der Romandie betreffend das Umweltanliegen deutlich positiver
war als in der Deutschschweiz. Eher ungleich lang waren die Spiesse in der
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Inseratekampagne. Gemass Daten von Année Politique Suisse zeigte sich die
Gegnerschaft fur zwei Drittel der Inserate in den untersuchten 57 Printmedien
verantwortlich. Die gegnerische Kampagne erreichte ihre Spitze drei Wochen vor
Abstimmung, kurz nachdem die erste SRG-Trendumfrage eine Zustimmung zur Initiative
zeigte. Auch die zweiten, 10 Tage vor der Abstimmung prasentierten Ergebnisse der
Vorbefragung deuteten noch eher auf ein Ja hin, das aber seit der vorangegangenen
Welle beachtlich an Stérke verloren hatte. Bereits ein knappes Nein ergab die am selben
Tag publizierte Trendumfrage von Tamedia. Wéhrend die Beflirworterinnen und
Beflrworter in der zweitletzten Woche vor der Abstimmung bezlglich Intensitat der
Inseratekampagne mit den Gegnerinnen und Gegnern gleich zogen, respektive die
Gegnerseite zwischenzeitlich gar leicht Uberholten, dominierte die Gegnerschaft mit
ihrer Kampagne in der letzten Woche erneut stark. ™

Klimapolitik

Devant ce qu'il jugeait I'incurie des politiciens, le WWF a déposé une pétition munie de
40 000 signatures pour l'introduction en juillet 2004 de la taxe sur le CO2. Ce
prélevement incitatif a recu le soutien de Pro Natura, Greenpeace, I'ATE et Equiterre,
ainsi que du PS et des Verts. Par cette action, le WWF entendait faire pression sur le
parlement. Les associations écologistes ont également critiqué le centime climatique.

La consultation sur I'introduction de la taxe sur le CO2 a confirmé sans surprise les
positions de ses partisans et de ses opposants. L'économie et le commerce
(economiesuisse), la branche du tourisme, le secteur de I'énergie (Union pétroliere
suisse), le PRD et toutes les associations liées aux transports routiers (Fédération
routiére suisse, TCS) ont refusé la taxe et ont plaidé pour le «centime climatique »
(variante 4).Le PDC s’est prononcé en faveur de la variante mixte, en soutenant la taxe
sur les combustibles et le centime climatique (variante 3). Les démocrates chrétiens se
sont opposés a la taxe sur les carburants, car elle toucherait les régions périphériques.
L'UDC a rejeté les quatre variantes en bloc car elles prétériteraient « gravement »
I’économie et I'industrie. Le PS et les Verts, I'Alliance pour une politique climatique
responsable, la Société des industries chimiques, les distributeurs Migros et Coop,
I"Union syndicale suisse et les associations écologistes (WWF, Greenpeace, Association
Transports et Environnement), de consommateurs et d’entraide se sont, en revanche,
prononcés en faveur de la taxe sur le CO2 pour les combustibles et pour les carburants.
Les positions variaient quant au montant a prélever (variante 1 ou 2). Pour plus de
précisions au sujet des quatre variantes voir ici. 2°

L’initiative populaire fédérale « pour un climat sain » a formellement abouti début
avril. Elle exige une réduction d’au moins 30% des émissions de CO2 d’ici 2020, par
rapport a leur niveau de 1990. Les initiants entendent y parvenir par les énergies
renouvelables, I'amélioration de I'efficience énergétique et I'extension de la taxe sur les
combustibles aux carburants a travers I'introduction d’une taxe générale sur le CO2. Le
produit de cette taxe permettrait de financer des programmes d’assainissement des
batiments, de recherche et de promotion des énergies renouvelables. Combattue par
les partis bourgeois, I'initiative est soutenue par le PS, les Verts et le PEV, ainsi que par
une trentaine d’organisations environnementales (ATE, WWF, Greenpeace, Initiative des
Alpes, Pro Natura, etc.). ¥

L’initiative populaire fédérale « pour des véhicules plus respectueux des personnes et
de I’environnement » a formellement abouti & 'automne. Lancée par les Jeunes Verts
et soutenue par le PS, les Verts, le mouvement Ecologie libérale et des organisations
écologistes (ATE, WWF, Greenpeace), cette initiative vise a interdire I'importation de
véhicules qui émettent des quantités excessives de substances nocives (notamment le
CO2 et les poussiéres fines) et ceux particulierement dangereux pour les cyclistes et les
piétons. Les véhicules émettant plus de 250 grammes de CO2 par kilometre ou plus de
2,5 milligrammes de particules par kilométre seraient interdits en Suisse, tout comme
les voitures de tourisme d’un poids excédant 2,2 tonnes. L'initiative est combattue par
les partis bourgeois et les milieux routiers et économiques. En fin d’année, le Conseil
fédéral a rejeté I'initiative. Bien qu’il ait admis qu’elle permettrait une réduction de 2%
des émissions du trafic routier, il a jugé qu’elle entrainerait une restriction excessive du
choix de modeles de voitures de tourisme. Il a par ailleurs estimé que les objectifs visés
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par l'initiative étaient parfaitement réalisables par la révision des normes et valeurs
limites en matiere d’émissions polluantes comme de sécurité routiere en faisant
I'économie des contraintes et inconvénients impliqués par le texte des initiants. %

En début d’année, le Conseil fédéral a adopté le message relatif a I'initiative populaire
«Pour des véhicules plus respectueux des personnes et de I’environnement> et a une
modification de la loi sur le CO2 qui tient lieu de contre-projet indirect. Soutenu par
les Verts, le PS, I'ATE, le WWF et Greenpeace, le texte déposé par les jeunes verts
propose, a des fins de protection de I'environnement et de renforcement de la sécurité
routiére, d’interdire I'importation des véhicules qui émettent plus de 250 grammes de
CO2 par kilometre, ainsi que les voitures de tourisme qui pesent plus de 2,2 tonnes a
vide ou présentent un danger élevé pour les autres usagers de la route. A titre de
dispositions transitoires, il prévoit en outre que les véhicules en circulation violant ces
nouvelles normes soient soumis a une limite de vitesse plus sévére (100 km/h) et que
les émissions de particules fines des véhicules diesel immatriculés jusqu’au 31
décembre 2008 n’excedent pas 2,5 mg/km. Le gouvernement a réaffirmé son rejet du
texte en raison de la restriction excessive du choix de modeles de voitures de tourisme
qui en découlerait. Il a également mis en doute la pertinence des mesures proposées,
tout en partageant I'avis des initiants sur la nécessité d’édicter des normes légales afin
de réduire les émissions nocives du trafic routier. Pour cette raison, le gouvernement a
décidé de lui opposer un contre-projet indirect par lequel il met par ailleurs en ceuvre
la motion de la CEATE-CN en faveur d’un alignement sur les normes de I'UE que lui avait
transmise le parlement en 2007. Le message transmis aux chambres comporte ainsi,
outre un projet d’arrété fédéral recommandant au peuple de rejeter l'initiative, un
projet de modification de la loi sur le CO2 abaissant la valeur moyenne d’émission des
voitures neuves a 130 gr/km d’ici a 2015, conformément aux normes de I'UE en la
matiére. Le Conseil fédéral propose d’échelonner la réalisation de cet objectif, fixant
respectivement a 656% en 2012, 75% en 2013, 80% en 2014 et 100% en 2015 la
proportion des nouvelles immatriculations devant satisfaire a la nouvelle valeur limite.
En cas de non respect, les importateurs devront compenser les émissions
excédentaires, soit financierement, soit par la vente de voitures moins polluantes. Le
gouvernement a estimé que cette maniere de procéder permettait d’atteindre
|"objectif de réduction des émissions de dioxyde de carbone visé par l'initiative, sans
interdire les voitures de collection et de sport. S'agissant des émissions de particules
fines par les voitures de tourisme diesel, le gouvernement a proposé de s’en tenir a la
norme Euro 5 (4,56-5 mg/km, selon la méthode de mesure), jugeant inutile de s’en
distancier alors que les émissions effectives des véhicules homologués jusqu’au 31
décembre 2008 (env. 0,6 mg/km) sont de toute maniere nettement inférieures tant a la
norme européenne qu’a celle voulue par les initiants. Quant a la sécurité des piétons,
des cyclistes et des autres usagers de la route, il a estimé que des progres
considérables ont été réalisés ces dernieres années, notamment grace aux normes
visant a réduire la gravité des blessures des piétons en cas d’impact. Assurant vouloir
poursuivre dans cette voie, le Conseil fédéral a toutefois rappelé qu’il souhaite le faire
en concertation avec les pays voisins afin d’éviter aux importateurs des obstacles
supplémentaires sur le marché helvétique. »

Im September publizierte die Verwaltung die Anhdrungsergebnisse der Verordnung
zum revidierten CO2-Gesetz. Dass die CO2-Abgabe erst per 2014 von bestehenden
CHF 36 pro Tonne CO2 auf CHF 60 angehoben werden kdénne, stiess bei den
Umweltverbanden sowie bei der SP und den Griinen auf Unverstéandnis. Dies verstosse
gegen den im Vorjahr ausgesprochenen Willen des Parlamentes und darlUber hinaus
bestehe dadurch die Gefahr, dass die erforderlichen finanziellen Mittel fur das
Gebéudesanierungsprogramm nicht ausreichend zur Verflgung gestellt werden
kénnten. Der WWF Schweiz monierte, der Bundesrat durchléchere das Gesetz, statt
den in den gesetzlichen Bestimmungen festgehaltenen Spielraum zugunsten des
Klimaschutzes zu nutzen. Die CVP sprach sich flur eine rasche Verknlpfung des
schweizerischen und européaischen Emissionshandelssystems aus, da sich Schweizer
Unternehmen ansonsten im Nachteil beféanden. Die SVP erachtete die in der
Verordnung enthaltenen Forderungen als unrealistisch und lehnte den Entwurf ab. Von
der FDP ging keine Stellungnahme ein. Ende November verabschiedete der Bundesrat
die Verordnung, welche am 1.1.13 in Kraft tritt. Er sah davon ab, die Erhéhung der
Abgabe auf Brennstoffe bereits per 2013 zu erhéhen, was der Forderung der linken
Parteien und der Umweltverbande entsprochen hatte. Weitere Erhdhungen kénnen
jedoch ab 2016 und 2018 beschlossen werden. Zu Protesten von Seiten des WWF flhrte
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ein nach der Vernehmlassung angeflgter Zusatz, wonach Emissionen von fossil-
thermischen Kraftwerken nicht dem Reduktionsziel unterstehen werden. Der WWF liess
verlauten, dies sei aufgrund der &usserst klimaschéadlichen Auswirkungen von
Gaskraftwerken inakzeptabel, und forderte eine entsprechende Anpassung der
Verordnung. *

An einer Pressekonferenz im April 2014 gab das BAFU bekannt, dass das Ziel zur
Reduktion der Treibhausgasemissionen, namlich den Ausstoss zwischen 2008-2012 im
Vergleich zu 1990 um mindestens 8% zu verringern, knapp erreicht werden konnte.
Noch ganz anders hatte die Bilanz im Januar 2012 gelautet, worauf sich Bundesratin
Leuthard zum Abschluss einer Zusatzvereinbarung mit der Stiftung Klimarappen
entschlossen hatte. Ohne den Erwerb von Emissionszertifikaten im Ausland, die zu
einem Drittel der Treibhausgasreduktion beitrugen, hatte die Schweiz das Kyoto-Ziel
nicht erreichen kénnen. Dieser Umstand trug den Bundesbehdrden denn auch Kritik
von Umweltorganisationen und den Grinen ob der so "geschénten" Zahlen ein. Sowohl
der WWF wie auch Exponenten der Grliinen Partei stiessen sich ferner daran, dass im
Ausland entstandene Emissionen zur Herstellung von Elektrizitat, die in die Schweiz
importiert wurde, nicht in die Berechnungen eingeflossen waren. In einem NZZ-
Kommentar wurde der Bundesrat auch von Rolf Hartl, Prasident der Erddlvereinigung
und der Stiftung Klimaschutz und CO2-Kompensation (KIiK), der Schénféarberei
beschuldigt. Wenn man die Senkenwirkung des Waldes, resp. die zunehmende Bindung
von CO2 durch Wald, auslasse, die in der Schweiz im betrachteten Zeitraum zu einer
beachtlichen Reduktion von 1,6 Mio. Tonnen CO2-Aquivalente gefiihrt hatte, seien
ganze 87% der Treibhausgasreduktionen im Ausland erfolgt. Selbst das BAFU rief nicht
zu unverhohlenem Optimismus auf: Dem 2011 gedusserten Willen des Parlaments
folgend habe die Schweiz ihre Treibhausgasemissionen bis 2020 im Vergleich zu 1990
um 20% zu reduzieren - und das ausschliesslich durch Massnahmen im Inland. Ferner
konnten die Emissionen nicht in allen Sektoren reduziert werden. Wahrend sich die
Haushalte und der Dienstleistungssektor mit grosseren Reduktionsleistungen
schmucken durften, nahmen die Emissionen im Verkehr im Vergleich zu 1990 gar zu. Mit
32% war der Verkehrssektor im Jahr 2012 fuar fast einen Drittel aller
Treibhausgasemissionen in der Schweiz verantwortlich. Die im Sommer 2014
veroffentlichte CO2-Statistik fur das Jahr 2013 wies zwar einen leichten Ruckgang der
durch den Brenn- und Treibstoffverbrauch verursachten Emissionen auf, hielt jedoch
auch fest, dass der Brennstoffverbrauch noch deutlich tber dem Zwischenziel fur 2014
liegen wurde, was eine mogliche Erhdhung der CO2-Lenkungsabgabe per 2016 naher
ricken lasst. %

Ende Februar 2015 bestatigten das UVEK und das BAFU, was im November des Vorjahres
bereits von inoffizieller Seite gemunkelt worden war: Bis 2030 sollen die
Treibhausgasemissionen um 50% gegeniiber 1990 gesenkt werden. Damit befinde sich
die Schweiz ,im ehrgeizigen Durchschnitt der Empfehlungen der Klimaexperten (IPCC)".
Im Gegensatz zum 20%-Reduktionsziel bis 2020, das vollstdndig im Inland zu erfolgen
hat, sieht der Bundesrat vor, dass eine Senkung von 30% im Vergleich zu 1990 im Inland
zu erfolgen habe, weitere 20% der Reduktionen dartber hinaus jedoch im Ausland
reduziert werden koénnen. Dies begrindete der Bundesrat mit der Effizienz der
Reduktionsmassnahmen: Die Schweiz sei verantwortlich fir 0,1% der globalen
Treibhausgasemissionen. Durch die kohlenstoffarme Energieproduktion und die gering
ausgepragte Schwerindustrie seien die Kosten zur Reduktion von
Treibhausgasemissionen in der Schweiz hoch. Diametral verschieden fielen die
Reaktionen von Rechts und Links aus: Wahrend die Griinen und der WWF diese Ziele als
vollig ungenligend kritisierten, erachteten sie die SVP und Economiesuisse als
unrealistisch. Bundesratin Leuthard ihrerseits bezeichnete die Ziele zwar als
ambitioniert, aber machbar. Der Entwurf einer entsprechenden Revision des CO2-
Gesetzes soll Mitte 2016 in die Vernehmlassung geschickt werden. 2
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